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Berlin führt strenges Messerverbot in
ÖPNV ein – Sicherheit geht vor!

Berlin führt ab Juli 2025 ein Waffen- und Messerverbot in
Bussen und Bahnen ein, um die Sicherheit im öffentlichen

Nahverkehr zu erhöhen.

Berlin, Deutschland - Berlin setzt ein Zeichen für mehr
Sicherheit im öffentlichen Nahverkehr. Aufgrund der
gestiegenen Gewaltkriminalität, insbesondere durch
Messerangriffe, hat der Senat eine rechtliche Grundlage für ein
umfassendes Waffen- und Messerverbot in Bussen und Bahnen
beschlossen. Innensenatorin Iris Spranger (SPD) gab die
Entscheidung bekannt, die voraussichtlich Mitte Juli 2025 in Kraft
treten soll. Dieses Verbot bezieht sich nicht nur auf U- und S-
Bahnen, sondern auch auf Regionalzüge, Busse, Trams sowie
Fähren und gilt ebenso für Bahnhofsgebäude und Bahnsteige.

Die Initiative kam nach einer tödlichen Messerattacke in der
Berliner U-Bahn, die als Auslöser für die Maßnahmen betrachtet



wird. Diese Entwicklung ist Teil einer umfangreichen Diskussion
über die Sicherheit im öffentlichen Raum, die in den letzten
Monaten an Intensität zunahm. So ist die Zahl der
Messerangriffe in Berlin seit vergangenem Jahr mit 3.412
Vorfällen auf einem der höchsten Werte im Langzeitvergleich,
wobei mehr als die Hälfte dieser Angriffe (51,7%, 1.765 Fälle) in
der Öffentlichkeit stattfand.

Erweiterte Kontrollmöglichkeiten für die
Polizei

Das neue Verbot gestattet der Polizei, Kontrollen auch ohne
konkrete Verdachtsmomente durchzuführen, wodurch sich die
Möglichkeiten zur Gewährleistung der öffentlichen Sicherheit
erhöhen. Diese Regelung war zuvor nicht möglich und könnte
dazu beitragen, das Sicherheitsgefühl der Bürger zu verbessern.
Bereits seit Februar sind in Berlin drei Waffenverbotszonen
etabliert: im Görlitzer Park, am Kottbusser Tor und am
Leopoldplatz.

Kritiker der Maßnahmen, wie der CDU-Fraktionschef Dirk
Stettner, bezeichnen das Verbot als eine notwendige Ergänzung,
die über den Nahverkehrsfokus hinausgehen sollte. Stettner
fordert eine Anpassung des bundesweiten Waffenrechts, um
eine umfassendere Regelung zu ermöglichen. Durchschnittlich
registriert die Polizei in Berlin pro Tag zehn Messerangriffe – eine
alarmierende Zahl, die die Dringlichkeit dieser Maßnahmen
unterstreicht.

Gesellschaftliche Reaktionen und
wissenschaftliche Perspektiven

Die Diskussion um Waffenverbotszonen ist weiterhin umstritten.
Wissenschaftler und Experten äußern Skepsis bezüglich der
Wirksamkeit solcher Verbotszonen und warnen davor, sie als
alleiniges Mittel gegen Gewaltkriminalität zu sehen. Dirk Baier,
Professor für Kriminologie, betont die Notwendigkeit eines



Bündels von Maßnahmen, die auch präventive Ansätze wie
Empathie- und Konfliktlösungstrainings in Schulen umfassen
sollten.

Während die Öffentlichkeit und die Politik die neue Verordnung
diskutieren, bleibt abzuwarten, wie sich die Sicherheitslage im
öffentlichen Raum unter den neuen Regelungen entwickeln wird.
Immerhin zeigt eine bundesweit beobachtete Zunahme von
Messerangriffen, dass das Thema nicht nur Berlin betrifft,
sondern in allen urbanen Zentren der Republik größere
Aufmerksamkeit erfordert.

Für weitere Informationen zu den Entwicklungen in Berlin sind
die Artikel von rbb24, taz und tagesschau lesenswert.
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